
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

GOA § 6

Vom Auftraggeber persönlich oder von Dritten unentgeltlich 
oder gegen eine der Arbeit nicht entsprechende geringfügige 
Entlohnung erbrachte Leistungen sind mit dem üblichen Ent­
gelt der Kostenanschlagssumme oder den Herstellungskosten 
hinzuzurechnen.

BGH, Urt. v. 9. Dezember 1971 - VII ZR 53/70 - OLG Düsseldorf
LG Krefeld



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

Verkündet am
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Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

gegen

der
0  a v •  |

Werner MI
vertreten 
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und Dr. -
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 9. Dezember 1971 
unter Mitwirkung des Vizepräsidenten des Bundesge­
richtshofs Glanzmann und der Bundesrichter Erbel, 
Dr. Vogt, Schmidt und Meise

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird 
das Urteil des 20. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 
12. Februar 1970 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:
1 " I

Der Architekt R^[|^^ hat für die Beklagten ein 
Wohnhaus in geplant und dessen Ausführung beauf­
sichtigt.

Nach § 3 Ziff. 1 des Architekten(-formular)-Ver­
trags vom 12. Oktober 1959 sollte sich das Honorar des 
Architekten nach den Bestimmungen der GOA richten. 
Unter Ziff. 2 ist hinter den vorgedruckten Worten 
"das Honorar für" eingefügt: "die Leistungen des § 19,
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la - g, bei einer reinen Herstellungssumme von 
40.000 DM in Bauklasse III beträgt 7 %.n

Bereits am 12. Oktober 1959 erteilte der Archi­
tekt den Beklagten eine Rechnung über die Leistungen 
nach § 19 Abs. 1 a - g GOA aufgrund einer "Herstel- 
lungssumme,' von 40.000 DM. In einer ihr beigefügten 
Berechnung vom selben Tag waren die reinen Herstel­
lungskosten (ohne Architekten- und Ingenieurgebühren) 
mit 40.000 DM ermittelt.

Infolge Finanzierungsschwierigkeiten wurde mit 
den Bauarbeiten erst am 20. August 1962 begonnen. 
Einen Teil der Bauarbeiten führten die Beklagten mit 
der Unterstützung von Angehörigen selbst aus.

Nach Beendigung der Bauarbeiten stellte der 
Architekt den Beklagten am 25. Januar 1965 die ab­
schließende Rechnung über 5.233,43 DM aus. Dieser 
lag die Aufstellung der "Baukosten" vom 16. Januar 
1965 über (39.328,90 DM Unternehmerleistungen und 
18.635,75 DM Eigenleistungen) insgesamt 57.964,65 DM 
zugrunde. Unter Berücksichtigung der Zahlungen der 
Beklagten hat die Klägerin als vom Architekten an sie 
abgetretene Restforderung 1.526,06 DM nebst Zinsen 
eingeklagt.

Das Landgericht hat der Klägerin nur 98,30 DM 
(nebst Zinsen), das Oberlandesgericht noch die wei­
teren 1.427,76 DM (mit Zinsen) zuerkannt. Mit der 
Revision erstreben die Beklagten die Wiederherstel­
lung des landgerichtlichen Urteils. Die Klägerin 
bittet, die Revision zurückzuweisen.



Fntscheidungsgründe:

I. Zu § 5 Ziff. 2 des Architektenvertrags

Mit der unter § 3 Ziff. 2 des Architekten(formular)- 
vertrags eingefügten Bestimmung, daß das Honorar für die 
Leistung des § 19 Abs. 1 a - g GOA bei einer reinen Her­
stellungssumme von 40.000 DM in Bauklasse III 7 % betrage, 
soll nach Ansicht des Berufungsgerichts nur gesagt sein, 
daß, falls die reinen Herstellungskosten 40.000 DM aus­
machen, das Architektenhonorar 7 % hiervon betrage; die 
Vertragspartner hätten den Betrag von 40.000 DM nicht als 
Berechnungsgrundlage vereinbart.

i
Die Revision greift diese Auslegung mit Erfolg an.

1. Die Auslegung des Berufungsgerichts läuft darauf 
hinaus, die Vertragspartner hätten im Architektenvertrag 
die theoretische Feststellung getroffen, daß in Bauklas­
se III bei 40.000 DM Herstellungskosten die Architekten­
gebühr 7 % hiervon betrage. Welchen Sinn eine solche 
Feststellung haben sollte, ist nicht erkennbar, denn der 
Gebührensatz von 7 % ist ohne weiteres aus § 10 Abs. 1 
der nach § 3 Ziff. 1 des Vertrags anzuwendenden GOA zu 
entnehmen und bedarf keiner vertraglichen Festlegung.
Es ist deshalb naheliegend, daß mit der Einsetzung der 
"reinen Herstellungssumme von 40.000 DM" in § 3 Ziff. 2 
des Vertrags etwas für das Vertragsverhältnis wesentli­
ches vereinbart und nicht bloß etwas festgestellt werden 
sollte, was sich ohnehin aus § 10 GOA ergibt.

2. Daß die Herstellungssumme von 40.000 DM, wie die 
Revision meint, die Kostenanschlagssumme i. S. des § 5
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Abs. 1 GOA darstellen sollte, ist allerdings dem Ver­
trag nicht zu entnehmen. Die Revision beruft sich 
hierfür auf die der Teilrechnung vom 12. Oktober 1959 
beigefügte ’’Berechnung der reinen Herstellungskosten” 
vom selben Tage. Diese Berechnung spricht Jedoch gerade 
gegen die Annahme, der Betrag von 40.000 DM habe die 
Kostenanschlagssumme dargestellt. Sie ergibt eindeutig, 
daß sie nur eine "nach cbm umbauten Raumes” erstellte 
KostenSchätzung war, die nach § 5 Abs. 3 GOA solange 
als Grundlage für die Berechnung der Gebühr heranzu­
ziehen ist, als eine Kostenanschlagssumme nicht fest­
steht. So hat auch der Architekt in der Rechnung vom 
12. Oktober 1959 nach ihr die Teilgebühren für die 
bis dahin erbrachten, in § 19 Abs. 1 a - c GOA aufge­
führten Teilleistungen berechnet. Eine Massen- und 
Kostenberechnung i. S. des § 19 Abs. 1 d GOA, die 
die Kostenanschlagssumme ergibt, hatte er bis dahin 
nicht erstellt.

3. Der Architekt hat aber auch später keine 
Kostenanschlagssumme errechnet. Zu Unrecht wertet das 
Berufungsgericht als Kostenanschlagssumme den Betrag 
von 57.964,65 DM, den der Architekt in der Aufstellung 
vom 16. Januar 1965 zusammengestellt und seiner ab­
schließenden Gebührenrechnung vom 25. Januar 1965 zu­
grundegelegt hat. Diese Aufstellung hat der Architekt, 
nachdem das Haus gebaut war, an Hand der von ihm er­
mittelten Leistungen der Unternehmer- und der Eigen­
leistungen der Beklagten angefertigt. Die in ihr auf­
geführten Beträge stellen die "endgültigen Herstellungs­
kosten" i. S. des § 5 Abs. 2 Satz 2 GOA dar. Unter 
"Kostenanschlagssumme" sind dagegen nach § 19 Abs. 1 d 
GOA vor der Bauausführung "durch Aufstellung von Mas­
senberechnungen und Einsetzen ortsüblicher Preise oder
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durch die Aufstellung von Leistungsbeschreibungen mit 
Zusammenstellung der Unternehmerangebote" im voraus 
ermittelte, also lediglich "veranschlagte" Herstellungs­
kosten i. S. des § 5 Abs. 1 GOA zu verstehen.

4. Nach § 5 Abs. 3 GOA ist jedoch, solange eine 
Kostenanschlagssumme nicht feststeht, als Grundlage 
für die Gebührenerrechnung die Kostenschätzung heran­
zuziehen. Hierbei haben die Vertragsparteien es im 
vorliegenden Falle belassen. Es stand ihnen frei, von 
der Feststellung einer Kostenanschlagssumme abzusehen, 
statt dessen sich mit einer KostenSchätzung zufrieden­
zugeben und diese als Berechnungsgrundlage für die 
Gebühr festzulegen. Ohne eine Kostenanschlagssumme 
festzustellen, haben sie in § 3 Abs. 4 des Vertrags, 
worauf die Revision zutreffend hinweist, bestimmt, daß 
die Grundlage des vereinbarten Honorars der bei Abschluß 
des Vertrags vorliegende Umfang des Werkes und die ver­
einbarten Leistungen des Architekten seien, daß jedoch
- entsprechend der Regelung in § 5 Abs. 2 S. 1 GOA - 
bei Änderung des Umfangs des Werkes oder der Leistungen 
des Architekten durch Maßnahmen des Auftraggebers oder 
mit seinem Einverständnis, das Honorar sich entsprechend 
ändere. "Das Honorar" i. S. des § 3 Abs. 4 ist aber 
die in Abs. 2 auf 7 % von 40.000 DM festgelegte Gebühr.
Dem Vertrag ist nicht zu entnehmen, daß die endgültigen 
Herstellungskosten die Berechnungsgrundlage sein sollte.

5. Es kommt somit, entgegen der Ansicht des Beru­
fungsgerichts, darauf an, ob, wie die Klägerin behauptet 
hat, durch von den Beklagten verlangte spätere Maßnahmen 
höhere Baukosten entstanden sind (§3 Abs. 4 des Vertrags). 
Das wird das Berufungsgericht zu prüfen haben.
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II. Zu § 6 Abs. 2 GOA

Soweit es nach vorstehenden Ausführungen zu 
§ 3 Ziff. 2 des Architektenvertrags darauf ankommt, 
ob durch Maßnahmen der Beklagten oder mit deren Ein­
verständnis sich der Umfang des Werkes oder der Lei­
stungen des Architekten geändert haben (§ 3 Abs. 4 
des Architektenvertrags) und dadurch den Betrag von 
40.000 DM übersteigende Baukosten entstanden sind, 
müssen auch die Eigenleistungen der Beklagten berück­
sichtigt werden. Das hat das Berufungsgericht mit 
Recht dem § 6 Abs. 2 GOA entnommen.

1. Für die Berechnung der Architektengebühr sind 
nach § 5 GOA die Kqsten des Bauwerks und die Bauklasse, 
in die das Werk einzuordnen ist, maßgebend. Die Ein­
stufung in die Bauklassen richtet sich nach dem Ausbau­
verhältnis (§8 GOA). Ein reicherer Ausbau erfordert 
vom Architekten mehr Arbeit und steigert seine Verant­
wortung. Diese Gesichtspunkte rechtfertigen ein höheres 
Honorar entsprechend der höheren Bauklasse. Die gleichen 
Gesichtspunkte gelten für die Baukosten als Berechnungs­
grundlage der Gebühren. In ihnen drückt sich der Umfang 
des Bauwerks aus. Auch mit dessen Umfang, also mit den 
Baukosten, steigen in der Regel die Arbeit und Verant­
wortung des Architekten.

2. Ist demnach der Honorarberechnung der sich 
im Umfang und Ausbau ausdrückende Wert des Bauwerks 
zugrundezulegen, so kann es grundsätzlich auf die 
Honorierung der Architektenleistung keinen Einfluß 
haben, wer die einzelnen Bauleistungen erbringt. Die 
Verantwortung des Architekten für die richtige Planung, 
die Verwendung geeigneter Materialien und eine mangel-



-  8 -

freie Ausführung bleibt die gleiche. Demgemäß heißt 
es in § 6 Abs. 1 Satz 2 GOA, daß die Baukosten - sei 
es als Kostenanschlagssumme oder als Herstellungsko­
sten (§6 Abs. 1 Satz 1) - sämtliche Kosten der zur 
Herstellung des Werkes aufzuwendenden oder aufgewende­
ten Sachlieferungen und Leistungen umfassen. Lediglich 
solche Baunebenkosten sind in § 6 Abs. 1 Satz 3 aus­
genommen, die Angelegenheiten betreffen, mit denen 
der Architekt nichts zu tun hat. Dem Grundsatz ent­
sprechend ist jedoch in § 6 Abs. 2 Satz 1 bestimmt, 
daß vom Auftraggeber selbst zur Erstellung des Werks 
beigesteuerten Lieferungen oder Leistungen den Bau­
kosten hinzuzurechnen sind. Dazu zählen auch Arbeits­
leistungen, und es macht keinen Unterschied, ob sie 
vom Auftraggeber persönlich oder von Dritten für ihn 
erbracht werden. Das ergibt sich ohne weiteres aus 
den Worten: "Übernimmt der Auftraggeber selbst Lieferun­
gen oder Leistungen ...". Damit sind auch von Verwandten 
und Bekannten erbrachte Lieferungen und geleistete 
Arbeiten gemeint.

3. Die selbst übernommenen Lieferungen oder 
Leistungen sind nach § 6 Abs. 2 Satz 1 mit den dem 
Auftraggeber "tatsächlich eirwachsenden Einstands­
preisen" den Baukosten hinzuzurechnen. Dieser Wort­
laut paßt für die Materialien, nicht aber für eigene 
Arbeiten des Auftraggebers oder von Dritten unent­
geltlich oder für einen Freundeslohn geleistete 
Arbeiten. Die Lücke ist jedoch durch sinngemäße An­
wendung der Bestimmung auszufüllen. Hat der Auftrag­
geber die von ihm Beschäftigten üblicherweise ent­
lohnt, so stellen die von ihm gezahlten Beträge den 
ihm erwachsenen Einstandspreis i. S. des § 6 Abs. 2



Satz 1 dar. Persönlich oder von Dritten unentgeltlich 
oder gegen eine der Arbeit nicht entsprechende gering­
fügige Entlohnung erbrachten Leistungen sind mit dem 
üblichen Entgelt anzusetzen. Dem Berufungsgericht ist 
zuzustimmen, daß andernfalls die Herstellungssumme 
kein wahres Bild der wirklichen Leistungen des Archi­
tekten ergäbe. Für "gestiftete” Baustoffe ist in § 6 
Abs. 2 Satz 3 ausdrücklich bestimmt, daß sie mit dem 
Marktpreis anzusetzen sind. Für unentgeltlich geleistete 
und eigene Arbeiten muß das gleiche gelten. Der Ansicht 
der Revision, der Lohnwert unentgeltlicher Handwerker­
leistungen des Bauherrn, seiner Verwandten und sonstiger 
Dritter dürfe den Herstellungskosten nicht zugeschlagen 
werden, kann somit nicht gefolgt werden. In den früheren 
Fassungen der GOA war gesagt, daß der ortsübliche Wert 
der vom Auftraggeber selbst übernommenen Leistungen 
oder Lieferungen den Herstellungskosten hinzugerechnet 
wird (§20 den GOA vom 1. Juni 1937). Es spricht nichts 
dafür, daß in der GOA 1950 eine hiervon abweichende 
Regelung getroffen werden sollte.

III. Das angefochtene Urteil ist aus den zu I 
angeführten Gründen aufzuheben und die Sache zur neuen



Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Berufungsgericht zurückzuver­
weisen.

Glanzmann Erbel Vogt

Schmidt Meise
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